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Wie erkennen wir Neues in der Politik, 
und wie bewerten wir dieses Neue, 

wenn es darauf abzielt, die vertrauten poli-
tischen Maßstäbe und 
-einheiten in Frage zu 
stellen? Die Piraten-
partei als neueste Er-
scheinung in der bun-
desrepublikanischen 
Politik erlaubt es, die-
sem Problem nicht 
nur abstrakt nachzu-
gehen. Meine Aus-
gangshypothese ver-

ortet das Neue weder im von der Piraten-
partei eingebrachten Thema, noch in einer 
besonderen Position, die sie innerhalb des po-
litischen Spektrums bezieht, sondern in ih-
rem Vorschlag, die Art und Weise zu verän-
dern, wie politische Macht in der deutschen 
Demokratie ausgeübt wird: den Modus de-
mokratischer Herrschaft von Repräsentation 
auf liquid democracy umzustellen. ❙1

Blickt man auf die öffentlichen Reaktio-
nen auf die Piratenpartei, so lassen sich die 
Umgangsweisen mit diesem Neuen in drei 
Kategorien einordnen: Negation, Affirma-
tion und Zwangsintegration. Während ins-
besondere die anderen Parteien abstreiten, 
dass mit der Piratenpartei etwas Neues ent-
stünde, das die eingespielten politischen Be-
wertungen durcheinanderbrächte, begeistern 
sich Teile der Öffentlichkeit für das Neue, 
das dementsprechend als Revolution und Be-
freiung gefeiert wird. Eine dritte Variante ist 
die von den öffentlichen Medien praktizierte 
 Integration des Neuen in die vertrauten Nar-
rative der politischen Berichterstattung, in-

dem sowohl die grundsätzliche Andersheit 
der Piratenpartei betont als auch der Zwang, 
sich in die journalistischen Bewertungskate-
gorien einzuordnen, mit aller Macht durch-
gesetzt wird. ❙2 So wird jeweils unterlassen, 
sich mit dem Neuen der Piratenpartei und 
ihrer Infragestellung der Bewertungsmaß-
stäbe für dieses Neue auseinanderzusetzen, 
weshalb ich mich (zunächst) der Negation 
wie der Affirmation enthalte und die media-
le Zwangsintegration vermeide, um das Neue 
der Piratenpartei stattdessen zu analysieren 
und angemessene Bewertungsmaßstäbe zu 
finden.

Politische Rationalität der Piratenpartei

Ein lohnender Ausgangspunkt ist die Selbst-
beschreibung der Piratenpartei, sie böte 
„kein Programm, sondern ein neues Be-
triebssystem für die Politik“, da diesen Satz 
jeder kennt und doch niemand ihn gesagt 
hat: ❙3 Er ist ein gemeinschaftlich hergestelltes 
Produkt von Piratenpartei und Öffentlich-
keit, mit dem beide Seiten den unvermute-
ten Erfolg im politischen Diskurs intelligibel 
machen. Dass die Piratenpartei diese Aussa-

❙1  Teile dieses Aufsatzes sind übernommen aus Frie-
der Vogelmann, Der Traum der Transparenz. Neue 
alte Betriebssysteme, in: Christoph Bieber/Claus 
Leggewie (Hrsg.), Unter Piraten. Erkundungen in 
einer neuen politischen Arena, Bielefeld 2012. Mein 
Dank gilt Martin Nonhoff für hilfreiche Diskus-
sionen.
❙2  Nirgendswo wird diese letzte Strategie deutlicher, 
als am Umgang mit der vermeintlichen „Positionslo-
sigkeit“ der Piratenpartei. Anfangs als „erfrischend“ 
begrüßt oder zumindest angesichts der „Jugend“ der 
Piratenpartei akzeptiert (so die überwiegend wohl-
wollende Berichterstattung nach der ersten Bundes-
pressekonferenz am 6. 10. 2011, vgl. beispielsweise 
Matthias Thieme, Hier spricht das Betriebssystem, 
in: Frankfurter Rundschau vom 6. 10. 2011, S. 5), gilt 
sie inzwischen als „unseriös“ oder gibt Anlass zu Be-
kenntniswünschen (Nina Pauer, Bitte ein Manifest, 
in: Die Zeit vom 19. 7. 2012, S. 7).
❙3  Die Aussage geht auf Marina Weisband zurück, 
die auf der ersten Bundespressekonferenz sagte, die 
Piratenpartei wolle „die Antworten von den Leuten. 
Wir wollen sie prinzipiell involvieren. Und in diesem 
Sinne haben wir eigentlich nicht bloß ein Programm 
anzubieten, sondern ein Betriebssystem.“ Anders als 
in der inzwischen geläufigen Formulierung bleibt 
dabei offen, ob das „Betriebssystem“ bloß eines für 
die Partei oder für die Politik ist – ein dieser Analyse 
zufolge erheblicher Unterschied. Vgl. F. Vogelmann 
(Anm. 1), S. 102 f.
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ge inzwischen aktiv zur Selbstbeschreibung 
nutzt, zeigt, dass sie sich in ihr angemessen 
beschrieben findet, während die Verwen-
dung dieses Satzes durch die öffentlichen 
Medien demonstriert, dass er den politischen 
Akteurinnen und Beobachtern jenseits der 
Piraten geeignet scheint, deren Eigenart zu 
benennen und sich darüber Klarheit zu ver-
schaffen.  ❙4

Was bedeutet es, ein Betriebssystem für 
die Politik anzubieten? Zunächst ist Poli-
tik damit qua Positionierung dasjenige, was 
vom Betriebssystem verwaltet und standar-
disiert zugänglich wird. Politik erscheint 
also als Hardware, als eine komplexe Kon-
figuration physikalischer Elemente, die bei 
richtiger Ansprache bestimmte Funktio-
nen ausführen kann. Die Ansprache dieser 
Hardware wird vom Betriebssystem der Pi-
ratenpartei geleistet – wie sie jedoch erfolgt, 
das heißt zu welchen Programmen solche 
Ansprachen zusammengeschlossen wer-
den, entscheiden die Mitglieder der Partei: 
Sie können so die Politik bedienen oder so-
gar programmieren. Die Piratenpartei selbst 
„macht“ also keine Politik, sondern ist le-
diglich eine standardisierende Plattform, 
die ihren Benutzerinnen und Benutzern er-
möglicht, politische Programme zu erstel-
len und ablaufen zu lassen. Dazu muss die 
Partei bis zur Unsichtbarkeit transparent,  ❙5 
zum reinen Medium der politischen Praxis 
werden. Die hyperkritische Haltung vieler 
Mitglieder der Piratenpartei gegenüber ih-
ren Funktionären erklärt sich insofern aus 
der nie zu vermeidenden Enttäuschung die-
ses Anspruchs.

Neben diesem neuen Verständnis von 
„Partei“ hat die Vorstellung von Politik als 
Hardware aber auch direkt Auswirkungen 

❙4  Entsprechend äußerte sich der ehemalige Vor-
sitzende der Piratenpartei, Sebastian Nerz: http://
de.consenser.org/node/ 2537 (13. 10. 2012). Vgl. auch 
Stefan Appelius/Armin Fuhrer, Das Betriebssystem 
erneuern. Alles über die Piratenpartei, Berlin 2012; 
Martin Häusler, Die Piratenpartei. Freiheit, die wir 
meinen, Neue Gesichter für die Politik, Berlin 2011, 
S. 42.
❙5  Zum Exzess der Transparenz und ihrem Umschla-
gen in Unsichtbarkeit vgl. Frieder Vogelmann, Die 
Falle der Transparenz. Zur Problematik einer frag-
losen Norm, in: Leon Hempel/Susanne Krasmann/
Ulrich Bröckling (Hrsg.), Sichtbarkeitsregime. Über-
wachung, Sicherheit und Privatheit im 21. Jahrhun-
dert, Wiesbaden 2011, S. 78 ff.

darauf, was „Politik zu betreiben“ bedeutet: 
Da Politik in ihren technologischen Anlagen 
aufgeht, für die diejenigen, die „Politik ma-
chen“, die geeigneten Programme schaffen 
müssen, ergibt sich eine neue Vorstellung von 
Technokratie, die anstatt einer Herrschaft 
von Technikern die Herrschaft durch Tech-
nik in den Vordergrund stellt. Wenn Politik 
als Hardware aus den Techniken zur Herr-
schaft besteht und die Piratenpartei der so 
verstandenen Politik ein neues Betriebssys-
tem verpassen will, das für alle Bürgerinnen 
und Bürger zur Verfügung steht, kann man 
das in ihrer Metaphorik angelegte Ziel als 
eine Öffnung der Position des Technikers be-
greifen: Das Piraten-Betriebssystem ermög-
licht jedem, die Rolle einzunehmen, die eine 
traditionelle Vorstellung von Technokra-
tie den technischen Experten vorbehält. Für 
diese partizipative Technokratie ist Trans-
parenz eine funktionale Bedingung, da die 
Bürgerinnen und Bürger nur dann ihre Rol-
le als Techniker ausfüllen können, wenn der 
„Code“ der auf der Politik ablaufenden Pro-
gramme für alle einsehbar ist.

So lässt sich die politische Rationalität der 
Piratenpartei als Streben nach einer partizi-
pativen Technokratie beschreiben, in der die 
unsichtbare Partei die um den Zugriff auf die 
Techniken der Herrschaft konkurrierenden 
Parteiprogramme verwaltet. Transparenz ist 
in diesem „Betriebssystem für die Politik“ 
eine doppelte Funktionsvoraussetzung: In-
nerparteiliche Transparenz erlaubt der Pira-
tenpartei, zum unsichtbaren Medium zwi-
schen den politischen Programmen und der 
Hardware der Politik zu werden und ande-
re Parteien insofern obsolet zu machen, als 
dann alle Bürgerinnen und Bürger mithilfe 
der standardisierten Infrastruktur zu politi-
schen Akteuren werden können. Transparent 
müssen aber auch die auf dieser Grundlage 
erstellten politischen Programme der Bürge-
rinnen und Bürger sein, um die Chance al-
ler anderen zu wahren, selbst aktiv werden zu 
können. Denn nur die durch lückenlose Ein-
sicht in die Programme und ihre Umsetzung 
erzeugte Nachvollziehbarkeit ermöglicht die 
Pluralität solcher politischen Programme. 
Die Notwendigkeit der Transparenz für die 
Piratenpartei und damit die Dringlichkeit ih-
rer Transparenzforderungen lässt sich also 
auf die Stellung von Transparenz als doppel-
te Voraussetzung der politischen Rationalität 
zurückführen.

http://de.consenser.org/node/2537
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Liquid Democracy
Dass sich die Vehemenz ihrer Transparenz-
forderungen aus deren funktionaler Not-
wendigkeit für die politische Rationalität 
der Piratenpartei erklären lässt, weist be-
reits darauf hin, dass die Piraten Repräsen-
tation vornehmlich als Problem begreifen. 
Denn Transparenz wird nicht zufällig häu-
fig von den Repräsentanten eingefordert, 
damit nachvollziehbar und kontrollierbar 
wird, ob sie die Interessen der von ihnen 
Repräsentierten vertreten und nicht ihre ei-
genen oder die ihrer jeweiligen Partei. Als 
geradezu logische Konsequenz daraus zielt 
der zentrale Vorschlag der Piratenpartei auf 
nichts weniger als den Ersatz der repräsen-
tativen durch die flüssige Demokratie.  ❙6

Begrifflich gesehen, gewinnt liquid demo-
cracy ihre Bestimmtheit durch Negation: ❙7 
Als eine „neue Form der Demokratie, in der 
verschiedene ‚starre‘ Begrenzungen ‚verflüs-
sigt‘ werden“, ❙8 bezeichnet der Begriff zu-
nächst den Bruch mit spezifischen Gegeben-
heiten der deutschen Demokratie: Liquid 
democracy soll feste Wahlperioden aufheben, 
sodass Wahlen jederzeit stattfinden können; 
sie soll den Bürgerinnen und Bürgern ermög-
lichen, gezielt über einzelne Gesetze anstatt 
nur über von den Parteien vermittelte „Kom-
plettlösungen“ zu entscheiden, und sie soll 
ihnen die Möglichkeit verschaffen, sich an 
der Entstehung der Gesetzestexte zu betei-
ligen. Kernelement dieser Verflüssigung ist 

❙6  Es wäre äußerst reizvoll, die Metapher des Verflüs-
sigens zu verfolgen, um die begriffliche Eigenlogik 
von liquid democracy freizulegen. Da die Verflüssi-
gung starrer Begrenzungen spätestens seit dem Ma-
nifest der Kommunistischen Partei (1848) eine klassi-
sche Bestimmung von Modernität ist, ist eine solche 
Analyse allerdings zu umfangreich für diesen Arti-
kel. Vgl. dazu und zum Wandel des Verflüssigungs-
prozesses selbst Zygmunt Bauman, Liquid Moderni-
ty, Cambridge 2000.
❙7  Ich unterscheide strikt zwischen Liquid Feedback 
als einem Werkzeug zur Meinungsbildung und liquid 
democracy als alternative Technologie der demo-
kratischen Machtausübung. Dass Liquid  Feedback 
manchmal als Mittel betrachtet wird, mit dem sich 
liquid democracy umsetzen lässt, ändert nichts da-
ran, dass beide Begriffe auf unterschiedlichen Ebe-
nen operieren, die nicht verwechselt werden sollten. 
Vgl. in diesem Sinne auch: S. Appelius/A. Fuhrer 
(Anm. 4), S. 172 ff.
❙8  Liquid Democracy e. V., Liquid Democracy, online: 
http://liqd.net/schwerpunkte/theoretische-grundla-
gen/liquid-democracy/ (7. 7. 2012).

die Einführung von delegate voting, mit dem 
alle Bürgerinnen und Bürger immer wieder 
neu entscheiden können, ob sie in einer be-
stimmten Frage selbst abstimmen oder lieber 
einen Repräsentanten festlegen, der in die-
ser (aber eben auch nur in dieser) Frage für 
sie entscheidet. ❙9 Liquid democracy hebt in-
sofern tatsächlich die „bisherige Trennung 
zwischen repräsentativ-demokratischen Ent-
scheidungen und direktdemokratischen Ent-
scheidungen (auf)“  ❙10 und „verflüssigt“ damit 
auch diese Differenz.

Liquid democracy stellt sich als Modifika-
tion der bestehenden demokratischen Ver-
fahren dar, die je nach Interpretation mehr 
oder weniger drastisch ausfallen.  ❙11 Dass sie 
durch delegate voting zumindest bei gehei-
men Wahlen die Transparenz eher verringert 
als erhöht, weil die „verflüssigten“ Reprä-
sentationsverhältnisse alles andere als nach-
vollziehbar sind, scheint auf den ersten Blick 
der oben freigelegten politischen Rationalität 
entgegenzustehen. Doch der Zusammenhang 
zur politischen Rationalität der Piratenpar-
tei wird deutlich, wenn man die Aufmerk-
samkeit auf eine weitere, von dieser Verflüssi-
gung erfasste Differenz richtet. Denn liquid 
democracy verweist, direkter noch als die 
Transparenzforderungen, auf ein Begehren 
nach Unmittelbarkeit, dass die demokrati-
sche Spaltung in Regierende und Regierte zu 

❙9  Technisch betrachtet, ergeben sich daraus kom-
plexe Möglichkeiten, weil der von A bestimmte Re-
präsentant B sich wiederum entscheiden kann, seine 
Stimme und damit auch alle ihm von anderen verlie-
henen Stimmen wiederum an C zu delegieren. Eine 
Variante, um mögliche Ringdelegationen (im Bei-
spiel: wenn C an A delegiert) zu entschärfen, ist, dass 
jede tatsächlich abgegebene Stimme im Zweifelsfall 
vorhandene Delegationen aufhebt. Der Preis besteht 
allerdings darin, dass dann niemand vorab weiß, für 
wie viele Personen er oder sie abstimmt. Vgl. zu die-
ser in Liquid Feedback genutzten Lösung Sebastian 
Jabbusch, Liquid Democracy in der Piratenpartei. 
Eine neue Chance für innerparteiliche Demokra-
tie im 21. Jahrhundert?, 22. 10. 2011, online: www.
sebastianjabbusch.de/wp-content/uploads/ 2011/ 
10/Liquid-Democracy-in-der-Piratenpartei-Eine-
Neue-Chance-fur-die-innerparteiliche-Demokra-
tie-im-21-Jahrhundert-By-Sebastian-Jabbusch.pdf 
(13. 10. 2012), S. 65 ff.
❙10  Liquid Democracy e. V. (Anm. 8).
❙11  Daher wird liquid democracy häufig als eine Art 
Verbindung von repräsentativer und direkter De-
mokratie angesehen. Vgl. etwa Dominik Schrage, 
Flüssige Technokratie, in: Merkur, 66 (2012), S. 822; 
S. Appelius/A. Fuhrer (Anm. 4), S. 145.

http://liqd.net/schwerpunkte/theoretische-grundlagen/liquid-democracy/
http://liqd.net/schwerpunkte/theoretische-grundlagen/liquid-democracy/
http://www.sebastianjabbusch.de/wp-content/uploads/2011/10/Liquid-Democracy-in-der-Piratenpartei-Eine-Neue-Chance-fur-die-innerparteiliche-Demokratie-im-21-Jahrhundert-By-Sebastian-Jabbusch.pdf
http://www.sebastianjabbusch.de/wp-content/uploads/2011/10/Liquid-Democracy-in-der-Piratenpartei-Eine-Neue-Chance-fur-die-innerparteiliche-Demokratie-im-21-Jahrhundert-By-Sebastian-Jabbusch.pdf
http://www.sebastianjabbusch.de/wp-content/uploads/2011/10/Liquid-Democracy-in-der-Piratenpartei-Eine-Neue-Chance-fur-die-innerparteiliche-Demokratie-im-21-Jahrhundert-By-Sebastian-Jabbusch.pdf
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http://www.sebastianjabbusch.de/wp-content/uploads/2011/10/Liquid-Democracy-in-der-Piratenpartei-Eine-Neue-Chance-fur-die-innerparteiliche-Demokratie-im-21-Jahrhundert-By-Sebastian-Jabbusch.pdf
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überwinden trachtet und sie nicht als Modi-
fikation, sondern als radikalen Bruch mit der 
bestehenden Demokratie  ausweist.

Mit dem Begriff der „demokratischen Spal-
tung“ greife ich auf eine Gemeinsamkeit ra-
dikaldemokratischer Theorien – etwa von 
Claude Lefort, Ernesto Laclau oder Jacques 
Rancière – zurück, die es als konstitutiv für 
Demokratie erachten, dass sie grundlose 
Herrschaft ist, weil jede und jeder mit glei-
chem Recht herrschen kann. Diese Charak-
terisierung der Demokratie verzichtet auf ei-
nen substantiellen Begriff des Volkes (demos), 
wie er in Demokratietheorien der Volkssou-
veränität leitend wird, um stattdessen die (ra-
dikale) Gleichheit in der Demokratie zu be-
tonen. Der Demokratiebegriff wird insofern 
von den Regierungsformen her gelesen, gegen 
die er sich richtet: Demokratie bedeutet keine 
Herrschaft durch Eliten, mehr oder weniger 
wohlmeinende Tyrannen oder Experten – der 
Begriff zeichnet stattdessen ein Verhältnis 
zwischen Regierenden und Regierten aus, in 
der jede und jeder von einer Seite auf die an-
dere wechseln kann, ohne – durch Reichtum, 
Abstammung oder Wissen – dafür besonders 
qualifiziert zu sein. Der gegenwärtig einge-
spielte Mechanismus, um diesen Wechsel zu 
organisieren, ist die freie und geheime Wahl 
in regelmäßigen Intervallen: Zumindest auf 
der konzeptuellen Ebene steht es hier allen 
Bürgerinnen und Bürgern frei, sich aufstel-
len und wählen zu lassen, um so von den Re-
gierten zu den Regierenden zu wechseln. Die 
demokratische Spaltung ist also nicht mit der 
symbolischen Differenz zwischen Regierung 
und Opposition zu verwechseln, die in die-
ser Terminologie beide zu den Regierenden 
 gehören. ❙12

Sowohl Repräsentation als auch liquid de-
mocracy lassen sich als Umgangsweisen mit 
mit der demokratischen Spaltung begrei-
fen. Während Repräsentation der demokra-
tischen Spaltung eine spezifische Form gibt 
und sie zur Darstellung bringt, in dem sie in 
Repräsentanten und Repräsentierte einteilt 

❙12  Mit Niklas Luhmann gesprochen, ist die „stets 
gleichzeitige Präsenz von Regierung und Opposition 
in allen politischen Entscheidungen“ eine der bemer-
kenswerten Neuerungen der modernen Demokratie, 
die so dem Streit um das gute Regieren innerhalb des 
Demos eine Form zu geben bemüht ist (N. Luhmann, 
Die Politik der Gesellschaft, Frankfurt/M. 2000, 
S. 98).

(„repräsentionale Differenz“), zielt liquid de-
mocracy auf ihre Aufhebung: Dadurch, dass 
die demokratische Spaltung soweit indivi-
dualisiert und dynamisiert – „verflüssigt“ – 
wird, verschwimmt sie wirklich. Liquid de-
mocracy individualisiert die demokratische 
Spaltung, weil für jede Frage durch die per-
manent möglichen Wahlen neu ermittelt 
wird, wer in dieser Sache herrscht und wer 
beherrscht wird. Insofern der oder die Ein-
zelne daher in verschiedenen Abstimmungen 
mal regiert, mal regiert wird, subjektiviert 
die flüssige Demokratie die demokratische 
Spaltung, die nun auch durch die Individu-
en verläuft. Zugleich dynamisiert  liquid de-
mocracy die demokratische Spaltung, da sie 
aufgrund der Individualisierung und ständi-
gen Neuermittlung immer neu gezogen wird. 
Liquid democracy als „neues Betriebssys-
tem“ der Politik führt zu einer demokrati-
schen Machtausübung, die zu jeder Zeit mit 
dem zählbaren Volkswillen übereinstimmt: 
eine totale Identität der Gesellschaft mit ih-
ren Herrschaft ausübenden Institu tionen.

Man kann diese Konstellation mit Jac-
ques Rancière als Postdemokratie beschrei-
ben: als eine Weise, die Politik – verstanden 
als Unterbrechung der staatlich-institutio-
nellen (in Rancières Terminologie: der „po-
lizeilichen“) Ordnung – zum Verschwinden 
zu bringen, weil das Volk als Subjekt dieser 
Unterbrechung in der Postdemokratie nicht 
mehr erscheinen kann: „Es ist ganz in ei-
ner Struktur des Sichtbaren gefangen, einer 
Struktur, in der man alles sieht und alles ge-
sehen wird, und in der es daher keinen Ort 
mehr für das Erscheinen gibt.“  ❙13 In der to-
talen Sichtbarkeit bleibt kein Raum für die 
politische Subjektivierung des Volkes, das in 
der unaufhörlichen Zählung und Befragung 
stets präsent ist und dieser Präsenz, dieser 
Gefangenschaft in der Falle der Transpa-
renz, nicht mehr entkommen kann. Liquid 
democracy stellt sich insofern, entgegen dem 
ersten Anschein, nicht als Gegensatz zur po-
litischen Rationalität der Piratenpartei dar, 
sondern ist deren konsequenter Ausdruck. 
Ihre begriffliche Logik verabschiedet die un-
ausweichlich intransparente, weil das Sicht-
barkeitsregime immer neu transformierende 
Politik zugunsten einer durchsichtigen Ver-
waltung der  Gesellschaft.

❙13  Jacques Rancière, Das Unvernehmen. Politik und 
Philosophie, Frankfurt/M. 2007, S. 112 f.
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Demokratische Differenz  
und ihre Versöhnungstechnologien

Als energischer Schritt Richtung Postdemo-
kratie lässt sich liquid democracy also mit 
guten Gründen ablehnen. Indem sie als zen-
traler Vorschlag zur Neugestaltung der de-
mokratischen Machtausübung die politi-
sche Rationalität der Piratenpartei bewertbar 
macht, entpuppt sich das von den Piraten in 
die Politik eingebrachte „Neue“ als der be-
kannte antirepräsentationale Traum nach 
Unmittelbarkeit mit allen seinen problemati-
schen Konsequenzen.

Bei dieser Schlussfolgerung stehen zu 
bleiben, hieße jedoch, auf die Chance zu 
verzichten, aus den Gründen für die Un-
brauchbarkeit von liquid democracy theore-
tischen Gewinn zu ziehen. Denn obgleich 
das „Neue“ der Piratenpartei auf den ersten 
Blick wenig Überraschendes zu bieten hat, 
sollte man doch die zumindest anfängliche 
Begeisterung für die Piratenpartei als Indiz 
für ein bei vielen Bürgerinnen und Bürgern 
verbreitetes Unbehagen mit der gegenwär-
tigen demokratischen Machtausübung ernst 
nehmen. ❙14 Das Festhalten an der demokra-
tischen Spaltung, die der radikaldemokrati-
schen Tradition zufolge konstitutiv für die 
Demokratie als grundloser Herrschaft ist, 
sollte nicht zu einer unkritischen Verteidi-
gung der Repräsentation führen. 

Die Problematik einer solchen Gleichset-
zung von demokratischer Spaltung und re-
präsentationaler Differenz möchte ich an 
Juliane Rebentischs Buch „Die Kunst der 
Freiheit“ ❙15 aufzeigen, da sie sich einerseits 
ebenfalls gegen die Aufhebung der demokra-
tischen Spaltung wendet und den Traum ei-
ner unmittelbaren Selbstregierung in der Äs-
thetisierungskritik sichtbar macht; aber weil 
Rebentisch andererseits die demokratische 
Spaltung mit der Differenz zwischen Reprä-
sentierenden und Repräsentierten gleichsetzt 
und so Repräsentation zur einzigen Um-
gangsweise mit der demokratischen Spaltung 
macht, droht die Kritik der (Ästhetisierungs-)
Kritik in die Affirmation des Bestehenden 

❙14  Vgl. Hubert Kleinert: Krise der repräsentativen 
Demokratie?, in: APuZ, (2012) 38–39, S. 18.
❙15  Vgl. Juliane Rebentisch, Die Kunst der Freiheit. 
Zur Dialektik demokratischer Existenz, Berlin 2012.

umzuschlagen. Repräsentation und liquid 
democracy erweisen sich stattdessen, so wer-
de ich argumentieren, als zwei Technologien, 
um die bei der demokratischen Spaltung Un-
terlegenen – die Regierten – mit ihrem Los zu 
versöhnen. Als Versöhnungstechnologien er-
kennbar werden Repräsentation und liquid 
democracy aber erst, wenn man sie nicht mit 
der demokratischen Spaltung gleichsetzt.

Rebentisch zufolge beruht die Ästheti-
sierungskritik – unter der sie die Kritik an 
der Tendenz versteht, ethische und vor al-
lem politische Entscheidungen nach priva-
ten ästhetischen Kriterien zu treffen und 
sich folglich aus dem gemeinsam geführten 
politischen beziehungsweise ethischen Dis-
kurs zurückzuziehen – auf einem Missver-
ständnis jener Freiheit, welche die Ästheti-
sierung schafft: Die Ästhetisierungskritik 
könne in der „ästhetischen Freiheit“ nur 
eine individualistische Freiheit vom Sozia-
len erkennen, deren Verbreitung dieses So-
ziale zersetze. ❙16 Sie erweise sich aus Sicht 
der Ästhetisierungskritik daher als eine nur 
scheinbare Freiheit, die in Wirklichkeit die 
Gemeinschaft als Ort der Freiheit im So-
zialen und damit die „eigentliche“ Freiheit 
preisgebe. Ein Missverständnis sei diese 
Freiheitskonzeption, weil sie unterschlage, 
dass auch die einer Freiheit vom Sozialen 
strikt entgegengesetzte Freiheit im Sozialen 
unvollständig bleibe und in Unfreiheit um-
zukippen drohe, da sie das Individuum ganz 
der Gemeinschaft ausliefere. Nur wenn bei-
de Pole dialektisch aufeinander bezogen 
würden, könne Freiheit als soziale Praxis 
gedacht werden, die den Individuen wie ih-
rer Gemeinschaft die Möglichkeit zur Ver-
änderung bietet.  ❙17

Demokratie sei für eine so als frei verstan-
dene soziale Praxis die einzig geeignete Re-
gierungsform, weil sie dieser intern notwen-
digen Offenheit entspreche: Sie garantiere die 
für das dialektische Spiel der Freiheit erfor-
derlichen Möglichkeiten zur Distanzierung 
von der und zur Rückkehr in die Gemein-
schaft, solange sie das „Volk“ als Subjekt der 
Selbstregierung nicht als „vorpolitische“ Ein-
heit voraussetze. Der demos einer Demokra-
tie werde erst „in der politischen Repräsen-
tation hervorgebracht“ und existiere daher 

❙16  Vgl. ebd., S. 17 ff.
❙17  Vgl. ebd., S. 19 f.
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„niemals jenseits der damit zugleich etablier-
ten Trennung zwischen Repräsentanten und 
Repräsentierten, Produzierenden und Rezi-
pienten, Regierenden und Regierten“. ❙18

Die in der Ästhetisierungskritik aufschei-
nende Kritik an der demokratischen Spaltung 
wird dieser (sehr verkürzt wiedergegebenen) 
Analyse nach von einer Unmittelbarkeitsfan-
tasie getragen, die den demos eben doch jen-
seits seiner Spaltung voraussetzt und durch-
aus totalitäre Züge annehmen kann, wenn die 
Souveränität sich als ungebrochene Präsenz 
des Volkswillen ausgibt. ❙19

Doch nicht das Umschlagen von Demo-
kratie in Totalitarismus interessiert hier, 
sondern Rebentischs Verteidigung der Äs-
thetisierung als wichtiges Moment der di-
alektischen Freiheit, die für sie mit einer 
Verteidigung der demokratischen Spaltung 
verknüpft ist. Rebentisch zeigt, wie die Äs-
thetisierungskritik auf die Überwindung 
der demokratische Spaltung zielt, demokra-
tische Machtausübung also letztlich jenseits 
von Machtbeziehungen zu positionieren ver-
sucht, mit denen die demokratische Spaltung 
unweigerlich entsteht. Komplementär zum 
Totalitarismus, den Rebentisch als eine Wei-
se analysiert, die demokratische Spaltung 
durch Gleichsetzung von Volk und Herr-
schaft aufzuheben, sei die Verleugnung der 
Machtausübung eine zweite Art, die demo-
kratische Spaltung zu überwinden, die in die 
Postdemokratie führe.  ❙20

Während diese Argumentation mit der im 
vorherigen Abschnitt entfalteten Kritik an 
liquid democracy kongruent ist, trifft Re-
bentisch eine folgenschwere Vorentschei-
dung, indem sie die demokratische Spaltung 
mit der Differenz zwischen Repräsentanten 
und Repräsentierten gleichsetzt und daher 
ihre Verteidigung der demokratischen Spal-
tung notwendig zu einer Verteidigung der 
Repräsentation wird. ❙21 Denn gegen die Un-
mittelbarkeit der Postdemokratie setzt sie die 
Repräsentation als notwendige theatrale Di-
mension der Demokratie, welche die Macht 
darstelle und so sichtbar mache. Repräsen-
tation als Modus des Umgangs mit der de-

❙18  Ebd., S. 22 f.
❙19  Vgl. ebd., Kapitel VI, insb. S. 343.
❙20  Vgl. ebd., S. 368 f.
❙21  Vgl. beispielsweise ebd., S. 22 f., S. 366.

mokratischen Spaltung wird so ohne eige-
nes Argument zur einzigen Möglichkeit, die 
demokratische Spaltung gegen Totalitaris-
mus und Postdemokratie zu verteidigen. Da-
mit jedoch droht die berechtigte Kritik der 
(Ästhetisierungs-)Kritik zur schlichten Af-
firmation der bestehenden demokratischen 
Machtausübung zu werden, die das Unbeha-
gen an der repräsentativen Demokratie über-
geht, das als Treibstoff für Vorschläge wie 
 liquid democracy dient.

Stattdessen, so mein abschließender Vor-
schlag, lassen sich mit der strikten Unter-
scheidung zwischen demokratischer Spal-
tung und repräsentationaler Differenz 
–  Repräsentation wie liquid democracy – als 
Versöhnungstechnologien begreifen: Bei-
de bemühen sich, der nach einer Spaltung 
sich auf Seiten der Regierten statt auf Seiten 
der Regierenden wiederfindenden Individu-
en eine Interpretation anzubieten, die ihnen 
sowohl rational als auch affektiv erlaubt, die 
momentane Position des Unterlegenen zu ak-
zeptieren. Bei liquid democracy ist das ein-
fach zu sehen: Weil die Spaltung ständig er-
neuert wird, lassen sich die Regierten mit 
dem Hinweis auf die gleich wieder anstehen-
de neue Grenzziehung vertrösten: Jetzt und 
in dieser Frage magst Du zu den Regierten 
gehören, dann und in jener Frage aber wirst 
Du regieren. ❙22

Repräsentation verfährt anders. Weil die 
repräsentative Demokratie längere Zyk-
len zwischen einer Erneuerung der demo-
kratischen Spaltung vorsieht, verspricht 
sie den Regierten neben der Wiederholung 
eine „stellvertretende“ Anwesenheit unter 
den Regierenden. Symbolisch ist der klars-
te Ausdruck die Opposition. Aber all die 
verschiedenen, theoretischen Bestimmun-
gen von politischer Repräsentation – als An-
wesenheit der Abwesenden, als ihre Stell-

❙22  Vgl. dazu in anderem Kontext den „Vertröstungs-
effekt“, den Claus Offe der periodischen Wiederho-
lung von Wahlen zuschreibt, weil so „der jeweiligen 
Minderheit der Gehorsam gegenüber der Mehrheits-
entscheidung insofern erleichtert wird, als sie gewiß 
sein kann, eine ‚nächste Gelegenheit‘ zu haben, bei 
der die Entscheidung erneut getroffen werden muß“. 
Claus Offe, Politische Legitimation durch Mehr-
heitsentscheidung?, in: ders., Herausforderungen der 
Demokratie. Zur Integrations- und Leistungsfähig-
keit politischer Institutionen, Frankfurt/M.–New 
York 2003, S. 66.
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vertretung oder als Verdopplung ❙23 – lassen 
sich aus dieser Perspektive als Akzeptanz-
maschinerie begreifen, die den Regierten er-
lauben soll, friedlich abwarten zu können, 
bis die demokratische Spaltung erneuert und 
ihnen damit eine Chance auf den Positions-
wechsel geboten wird.

Einerseits wird aus dieser Perspektive ver-
ständlich, warum die Verflüssigung der de-
mokratischen Spaltung so attraktiv ist: Als 
alternative Versöhnungstechnologie mutet 
sie den Regierten weniger zu als die Reprä-
sentation, muss keine fiktive Anwesenheit 
oder eine stets bezweifelbare Stellvertretung 
versprechen, sondern kann die fortwährende 
Chance auf einen sofortigen Positionswech-
sel anbieten. Der Preis dafür allerdings ist, 
wenn man der obigen Argumentation folgt, 
die Abschaffung der demokratischen Spal-
tung und das Abgleiten in die Postdemokra-
tie. Aber auch die Repräsentation hat ihre 
Gefahren – nicht umsonst gibt es eine lan-
ge Tradition der Repräsentationskritik.  ❙24 Je 
mächtiger die Versöhnungstechnologie Re-
präsentation ist, je fester dieser Modus zum 
Umgang mit der demokratischen Spaltung 
etabliert ist, desto seltener muss die demo-
kratische Spaltung erneuert werden und des-
to stärker ist die Gefahr, dass sich die beiden 
Pole der demokratischen Spaltung zur Oli-
garchie verfestigen. Während liquid demo-
cracy die demokratische Spaltung so weit zu 
verflüssigen droht, dass sie zur Postdemo-
kratie verschwimmt, könnte Repräsentation 
sie schlimmstenfalls bis zur Oligarchie ver-
festigen.

❙23  Die verschiedenen Vorstellungen der Repräsen-
tationsbeziehung mit ihren zum Teil sehr unter-
schiedlichen Voraussetzungen versammeln: Gius-
eppe Duso, Die moderne politische Repräsentation: 
Entstehung und Krise des Begriffs, Berlin 2005; Has-
so Hofmann, Repräsentation. Studien zur Wort- und 
Begriffsgeschichte von der Antike bis ins 19. Jahr-
hundert, Berlin 1990; Gerhard Leibholz, Das Wesen 
der Repräsentation und der Gestaltwandel der De-
mokratie im 20. Jahrhundert, Berlin 1966. Aus der 
hier eingenommenen Perspektive ist Bernard Manin 
(Kritik der repräsentativen Demokratie, Berlin 2007, 
Kapitel 6) besonders aufschlussreich, weil die dort 
analysierten „Metamorphosen“ der repräsentativen 
Demokratie gewissermaßen den inneren Mechanis-
mus der Repräsentationstechnologie freilegen.
❙24  Vgl. den Überblick der klassischen Repräsentati-
onskritiken in Markus Linden/Winfried Thaa, Krise 
und Repräsentation, in: dies. (Hrsg.), Krise und Re-
form politischer Repräsentation, Baden-Baden 2011.
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Konstruktiv gewendet folgt daraus, dass 
man auf der Suche nach einem anderen Um-
gangsmodus mit der demokratischen Spaltung 
von den Defiziten der beiden Versöhnungs-
technologien lernen kann. Demokratische 
Versöhnungstechnologien müssen, so ließe 
sich bilanzieren, mindestens drei Bedingun-
gen erfüllen: Sie müssen (a) die konstitutiv 
grundlose Spaltung in Regierende und Regier-
te respektieren, (b) diese für die jeweils Unter-
legenen akzeptabel machen, und (c) sie dürfen 
die Versöhnungstechnologie selbst der demo-
kratischen Gestaltung nicht entziehen. Diese 
drei Kriterien eröffnen der politischen wie der 
theoretischen Vorstellungskraft den notwen-
digen Raum, um Alternativen zu finden – Al-
ternativen, die weder in einer postdemokra-
tischen Verwaltung noch in einer Oligarchie 
derjenigen enden, welche die Repräsentations-
maschinerie zu bedienen wissen.

Im Erfinden demokratischer Machttech-
niken allerdings muss die politische Philo-
sophie selbst Politik werden um diese Aufga-
be aller Bürgerinnen und Bürgern nicht von 
Qualifikationen abhängig zu machen, die 
dem demokratischen Impuls der Gleichheit 
zuwiderlaufen.




